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Öffentlicher Dienst der Länder: In die Zukunft investieren 
5,5 Prozent plus für Arbeitnehmer und Beamte! 
 
(dbb) 5,5 Prozent Einkommensplus, mindestens aber 175 Euro mehr, lautet die Forderung 

des dbb beamtenbund und tarifunion für die Einkommensrunde im öffentlichen Dienst der 
Länder, die am 16. Februar 2015 startet. Für Auszubildende sollen die monatlichen Ent-

gelte um 100 Euro erhöht werden. Sie sollen dauerhaft übernommen werden. Das Tarif-
ergebnis soll zudem zeit- und inhaltsgleich auf die 2,2 Millionen Beamten und Versor-

gungsempfänger der Länder und Kommunen übertragen werden. Das beschlossen Bun-

destarifkommission und Bundesvorstand des dbb am 18. Dezember 2014 in Berlin. 

 
Die Kernpunkte der dbb-Forderung im Über-
blick: 

 
Erhöhung der Tabellenentgelte (TV-L und 

TVÜ-Länder) um 5,5 Prozent, mindestens aber 

um 175 Euro  
Erhöhung der Entgelte für alle Auszubilden-

den um 100 Euro monatlich  
Laufzeit 12 Monate  

Zeit- und inhaltsgleiche Übertragung der 

Tarifeinigung auf den Beamtenbereich  
Dauerhafte Übernahme aller Auszubilden-

den im Länderbereich  
Schaffung einer Entgeltordnung für Lehr-

kräfte  

 
„Die Infrastruktur in Deutschland wird von 

Bürgern und Wirtschaft geschätzt und genutzt. 
Allerdings ist ihre Qualität zunehmend bedroht, 

weil eine wesentliche Säule dieser Infrastruk-

tur, der öffentliche Dienst der Länder, kaputt-
gespart wird“, sagte dbb Vize und Vorstand 

Tarifpolitik Willi Russ in Berlin. Wenn Arbeitge-
bern wie Dienstherren nicht endlich klar wird, 

dass sie in ihr Personal investieren müssen, 
werde es Deutschland in Zukunft schwer ha-

ben, Herausforderungen wie den demografi-

schen Wandel, Zuwanderung und Digitalisie-
rung zu schultern, warnte Russ, der die Tarif-

verhandlungen für den dbb führen wird.  

Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 
betonte die Bedeutung der anstehenden Tarif-

runde für den Beamtenbereich: „Die entwürdi-
gende Deckelungs-, Streckungs- und Kür-

zungspraxis aus dem Jahr 2013, die mit Aus-

nahme von Bayern und Hamburg in allen Bun-
desländern an den Tag gelegt wurde, als es 

um die zeit- und inhaltsgleiche Übertragung 
des Tarifergebnisses auf die Landes- und 

Kommunalbeamten ging, darf sich nicht wie-
derholen.“  

 

Hintergrund: 
 

Am 16. Februar 2015 starten die Verhandlun-
gen über den Tarifvertrag für den öffentlichen 

Dienst der Länder (TV-L), von denen insge-

samt 2,9 Millionen Beschäftigte betroffen sind: 
800.000 Arbeitnehmer der Länder (ohne Hes-

sen, das nicht Mitglied der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder – TdL – ist), für die der TV-L 

direkte Auswirkungen hat, sowie 2,2 Millionen 

Beamte und Versorgungsempfänger in Ländern 
und Kommunen (ohne Hessen), auf die der 

Tarifabschluss übertragen werden soll, um den 
Gleichklang der wirtschaftlichen und finanziel-

len Entwicklung im öffentlichen Dienst zu ge-
währleisten.  

(01/48/14) 

 
 

dbb: Mitgliederzahl steigt erneut 
 
(dbb) Der dbb beamtenbund und tarifunion legt bei den Mitgliederzahlen weiter zu. Der 
gewerkschaftliche Dachverband verzeichnet zum Jahresende 2014 (Stand 1. Dezember) 

insgesamt 1.282.829 Mitglieder. „Der neuerliche Mitgliederzuwachs stärkt unsere Rolle 

als Spitzenorganisation“, sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt am 16. De-
zember 2014 zur Veröffentlichung der neuen Verbandsstatistik in Berlin. „Das gilt nicht 

nur mit Blick auf die Bedeutung als einflussreicher Interessenvertreter für die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes und der privatisierten Bereiche. Wir sind auch ein Verband, 

der im Gegensatz zu vielen anderen Beschäftigtenvertretungen seit Jahren kontinuierlich 
Mitglieder hinzu gewinnt.“ 
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Ein Plus von 6.422 neuen Mitgliedern sei eine 

klare Bestätigung für die berufspolitische Ar-
beit des dbb, so der Bundesvorsitzende. Dabei 

habe sich die organisatorische Integration der 
dbb tarifunion in die Reihen des dbb, mit der 

vor zwei Jahren diese Arbeit auf eine noch 

breitere Basis gestellt wurde, durchaus be-
währt: „Wir sehen uns in unserer Durchset-

zungsfähigkeit gestärkt“, so der dbb Chef. 
 

Von den 1.282.829 dbb Mitgliedern sind 

912.012 Beamte (2013: 908.137) und 370.817 

Angestellte (2013: 368.270). In den Reihen 

des dbb organisiert sind nun 408.357 Frauen 
(3.902 mehr als im Vorjahr) und 874.472 Män-

ner (ein Zuwachs um 2.520 gegenüber 2013). 
 

Unter dem Dach des dbb vereint sind Landes-

bünde in allen 16 Bundesländern sowie 43 
Mitgliedsgewerkschaften, die Beamte und An-

gestellte des öffentlichen Dienstes sowie Be-
schäftigte des privatisierten Dienstleistungs-

sektors organisieren. 

(02/48/14) 

 
 

Russ: Die Regierung zwingt die GDL in den Streik  
 
(dbb) „Es scheint der Regierung in den Kram zu passen, die GDL in diesen inszenierten 
Arbeitskampf zu zwingen.“ Im Interview der „Süddeutschen Zeitung“ (Ausgabe vom 12. 

Dezember 2014) erklärt der Zweite Vorsitzende und Fachvorstand Tarifpolitik des dbb 
Willi Russ, warum er die Verantwortung für den Bahnstreik vor allem bei der Bundesre-

gierung sieht. Und warum im Januar eine Situation entstehen könnte, gegen die alles bis-
herige „Kinderkram“ gewesen sei. 

 
Nach den viel diskutierten Streiks der Gewerk-

schaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) bei 

der Deutschen Bahn in diesem Jahr laufen 
wieder Gespräche zwischen den Tarifpartnern. 

Einer der Kernpunkte des Streits war die Wei-
gerung der Bahn, überhaupt mit der GDL über 

Tarifverträge für das gesamte Zugpersonal zu 

verhandeln. Willi Russ befürchtet jedoch, die 
derzeitige Ruhe sei „trügerisch“. Denn nach 

wie vor halte der Bahnvorstand an der Vorbe-
dingung fest, dass kollidierende Regelungen 

für ein und dieselbe Berufsgruppe durch Ver-

träge mit anderen Gewerkschaften definitiv 
ausgeschlossen seien. Das Verhalten sei nur 

damit zu erklären, dass der Bahnvorstand Zeit 
schinden wolle, bis das von der Bundesregie-

rung geplante Gesetz zur Tarifeinheit in Kraft 
sei. Russ: „Der Bund ist Eigentümer der Bahn. 

Wenn es ihm darum ginge, diesen Konflikt zu 

beenden, könnte er den Vorstand ja anweisen, 
die Vorbedingungen endlich aufzugeben. Aber 

es scheint der Regierung in den Kram zu pas-
sen, die GDL in diesen inszenierten Arbeits-

kampf zu zwingen, den sie für ihr Gesetz gera-

de braucht.“ 
 

In den vergangenen Jahren habe es zwischen 
den Gewerkschaften bei der Bahn „große 

Wanderbewegungen“ gegeben. Besonders 
viele Zugbegleiter und Bordgastronomen seien 

von der im DGB organisierten EVG zur GDL 

gewechselt. Diese neuen Mitglieder erwarteten 

nun mit gutem Recht, dass die GDL und ihr 

Bundesvorsitzender Claus Weselsky etwas für 

sie erreiche. „Das macht er“, sagte Russ. „Man 
hört ja immer, es gehe ihm nur um seine per-

sönliche Macht. Das ist dummes Zeug.“ Die 
Gewerkschaft könne nicht einfach auf das 

Recht verzichten, für ihre Mitglieder zu ver-

handeln – unabhängig von Mehrheiten. Sonst 
würde man sich auf die Intention des Tarifein-

heits-Gesetzes einlassen. „Das werden wir 
niemals tun“, machte Russ klar. Die Verab-

schiedung des Gesetzes durch das Bundeska-

binett am 11. Dezember 2014 sei „ohnehin der 
schwärzeste Tag in der Geschichte der betrieb-

lichen Demokratie in Deutschland“. 
 

Trotz allem sei der GDL-Streik kein politischer 
Streik, sondern richte sich nur gegen die Bahn, 

macht Russ deutlich. Aber: „Die Arbeitskämpfe 

haben die Bahn bisher angeblich 200 Millionen 
Euro gekostet. So viel Geld schmeißt der Vor-

stand nur zum Fenster hinaus, weil er an den 
Seilen der Bundesregierung hängt.“ Deshalb 

sei es fraglich, ob „die Bahn überhaupt die 

Herrin über ihre eigene Position ist“. Sollte der 
Vorstand seine Einstellung nicht ändern und 

die Vorbedingungen aufgeben, „könnte dieses 
Land einen der schlimmsten Arbeitskämpfe 

aller Zeiten erleben“. Im Vergleich zu dem, 
was dann bei der Bahn bevorstehe, „war alles 

Bisherige nur Kinderkram“. 

(03/48/14) 
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dbb bundesfrauenvertretung begrüßt Ja des Kabinetts zur Frauenquote  
 
(dbb) Am 11. Dezember 2014 hat das Kabinett die Frauenquote zur Besetzung von Posten 
in Aufsichtsräten von DAX- Unternehmen sowie Aufsichts- und Verwaltungsräten öffentli-

cher Unternehmen verabschiedet. 

 
Der Gesetzentwurf sieht ab 2016 Strafen vor, 
wenn große mitbestimmungspflichtige Aktien-

konzerne bei Neubesetzungen im Aufsichtsrat 

nicht mindestens einen Frauenanteil von 30 
Prozent erreichen. Auch etwas kleinere Unter-

nehmen und der öffentliche Dienst sollen den 
Frauenanteil in ihren Chefetagen erhöhen. Sie 

haben aber keine Sanktionen zu erwarten, 

wenn sie ihr Ziel nicht erreichen. 
 

Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundes-
frauenvertretung, sagte: „Es ist gut, dass sich 

nun das Bundeskabinett auf die Seite der 

Frauen gestellt hat. Seit Jahren fordern wir die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 

Männern in allen Bereichen des öffentlichen 

Lebens. Wir haben das 
Führungspositionengesetz von Anfang an be-

gleitet und werden jetzt nicht damit nachlas-

sen, schließlich muss das Gesetz auch noch 
den Bundestag passieren.“ Zugleich wies Wild-

feuer darauf hin, dass der Gesetzesentwurf 
nicht weitreichend genug sei: „Es fehlen Sank-

tionen, die greifen, wenn Unternehmen des 

Bundes oder der öffentliche Dienst die Quo-
tenvorgaben verfehlen. Die Vergangenheit hat 

uns gelehrt, dass Soll-Vorschriften, die sankti-
onslos formuliert sind, kaum Wirkung entfal-

ten, wenn es darum geht, mehr Frauen in die 

Vorstände und Führungsetagen zu bringen.“ 
(04/48/14) 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

DBB NRW: Steigende Personalausgaben einplanen  
 
(dbb) Vor der letzten Lesung zum Haushaltsgesetz 2015 am 17. Dezember 2014 im Land-

tag Nordrhein-Westfalen hat der Vorsitzende des DBB NRW, Roland Staude, nochmals 

dazu aufgefordert, vorsorglich Haushaltmittel für eine angemessene Alimentation der 
Beamtinnen und beamten einzuplanen. Bislang sei kein Spielraum für etwaige Besol-

dungserhöhungen im kommenden Jahr vorgesehen, so Staude.  

 
Er verwies auf die jüngste Verhandlung vor 
dem Bundesverfassungsgericht zur Frage der 

Alimentation der Beamten. Das Gericht hatte in 

der mündlichen Verhandlung am 3. Dezember 
Zweifel daran erkennen lassen, dass Richterin-

nen und Richter angemessen bezahlt werden. 
Der Dienstherr müsse seine Beamten ange-

messen alimentieren, sagte Gerichtspräsident 
Andreas Voßkuhle in Karlsruhe. 

 

Mit Blick auf die anstehende Tarifrunde im 
öffentlichen Dienst der Länder forderte Staude 

NRW dazu auf, dem Beispiel Bayerns und 

Hamburgs zu folgen, die bereits eine Über-
nahme des Tarifergebnisses angekündigt ha-

ben. Dafür müsse eine Erhöhung der Personal-
ausgaben eingeplant werden, damit es nicht 

wieder ein Nachspiel vor dem Verfassungsge-
richtshof gibt. 

(05/48/14) 

 
 

BBW: Bedienstete im Strafvollzug bei ihrer Arbeit nicht länger allein lassen 
 
(dbb) Der BBW – Beamtenbund Tarifunion hat begrüßt, dass jetzt eine Expertenkommis-
sion Maßnahmen erarbeitet, um das Personal im Strafvollzug bei der Betreuung und Ver-

sorgung von psychisch auffälligen Gefangenen zu unterstützen. „Es ist höchste Zeit, dass 

man die Bediensteten mit dem schwierigen Umgang dieser Menschen nicht länger alleine 
lässt“, erklärte BBW-Chef und dbb Vize Volker Stich nach der ersten Sitzung der Kommis-

sion. Mit der Einrichtung der Expertenkommission habe Baden-Württembergs Justizminis-
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ter Rainer Stickelberger eine über viele Jahre hinaus vernachlässigte Entwicklung zur 
sachgerechten und verantwortungsvollen Betreuung von Strafgefangenen angestoßen. 

 
Der Expertenkommission gehört auch Alexan-

der Schmid an, der Landesvorsitzende des 
Bundes der Strafvollzugsbediensteten (BSBD). 

Er ist eines von 16 Kommissionsmitgliedern, 

die ihren Sachverstand in das Gremium ein-
bringen - neben Praktikern aus dem Strafvoll-

zug  auch Fachleute aus dem Bereich der Psy-
chiatrie und der Behandlung Strafgefangener 

sowie Vertreter aus dem Justiz- und dem Sozi-

alministerium und Personalvertreter.  

 

Die Expertenkommission soll den Ist-Zustand 
im Umgang mit psychisch auffälligen Gefange-

nen ermitteln und konkrete Handlungsempfeh-

lungen erarbeiten. Die Kommission soll im 
dritten Quartal 2015 ihren Abschlussbericht 

vorlegen.  
(06/48/14) 

 

 

dbb Hessen mahnt besseres Gesundheitsmanagement an  
 
(dbb) „Der vom Dachverband der Betriebskrankenkassen vorgelegte Gesundheitsreport 

für 2013 ist alarmierend." Das stellte die Vorsitzende des dbb Hessen Ute Wiegand-
Fleischhacker am 11. Dezember 2014 in Wiesbaden fest. „Es ist Zeit, dass die Arbeitgeber, 

egal ob öffentlicher Dienst oder Privatwirtschaft, Konsequenzen ziehen." 
 

Nach dem Bericht war in Hessen im vergange-

nen Jahr jeder Bürger im arbeitsfähigen Alter 
durchschnittlich 18,2 Tage krankgeschrieben. 

Der dbb Hessen hält es daher für dringend 
geboten, dass mehr in die Gesundheit der 

Beschäftigten investiert wird. Hierzu bedürfe es 
eines besseren Gesundheitsmanagements in 

den Behörden und Betrieben. Ein zentraler 

Aspekt sei dabei, dieses zur Führungsaufgabe 
zu machen. Nur so könne das geltende Ar-

beitsschutzgesetz, welches den Schutz der 
Beschäftigten vor physischen, chemischen und 

biologischen Schäden vorsieht, umgesetzt 

werden.  
 

Wiegand-Fleischhacker forderte eine intensive 
Hinwendung zum Gesundheitsmanagement 

insbesondere auch in Anbetracht der Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit bei Rentnerinnen, 

Rentnern, Pensionärinnen und Pensionären: 

„Es ist wichtig, dass die Beschäftigten im Beruf 
gesund bleiben, gesund in den Ruhestand 

gehen und den verdienten Ruhestand auch 
lange gesund genießen können."  

(07/48/14) 

 

 

dbb m-v ruft zur Geschlossenheit bei kommender Einkommensrunde auf 
 

(dbb) Anlässlich einer Personalversammlung am 15. Dezember 2014 im Schweriner In-
nenministerium hat der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht vor rund 180 Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern zu Geschlossenheit für die kommende Einkommensrunde für die 
Länder über Gewerkschafts- und Statusgrenzen „egal, in welcher Gewerkschaft und egal, 

ob Tarifkraft oder Beamter“ hinweg aufgerufen. 

 
„Auch wenn für das Jahr 2015 bei den Landes- 
und Kommunalbeamten eine zweiprozentige 

Erhöhung der Besoldung im Vorgriff auf die 

Tarifrunde normiert wurde, haben wir bei einer 
üblichen 24-monatigen Laufzeit Regelungsbe-

darf für das Jahr 2016“, so Knecht. Mit Blick 

auf die dann anstehende Landtagswahl erwar-
te er von Landesinnenminister Lorenz Caffier 

Unterstützung im Kabinett. Dieser sicherte zu, 

das Anliegen in der nächsten Kabinettsitzung 
zu thematisieren. 

(08/48/14) 

 
 
 
 

http://www.presseportal.de/stichwort/behoerden/690
http://www.presseportal.de/stichwort/beruf/160
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NBB fordert Unternehmerverbände zu konkreten Vorschlägen auf  
 
(dbb) „Bei der öffentlichen Diskussion über den Landeshaushalt 2015 ist es wenig hilf-

reich, wenn der Hauptgeschäftsführer der Unternehmerverbände Niedersachsen (UVN) 
für seine Forderung nach Personalabbau im öffentlichen Dienst des Landes die mehrfach 

widerlegte Philosophie des Landesrechnungshofes – prozentualer Personalabbau ent-
sprechend prozentualer Minderung der Bevölkerung in Niedersachsen – heraus kramt.“ 

Mit dieser Kritik meldete sich der Niedersächsische Beamtenbund NBB am 12. Dezember 

20154 zu Wort.  

 
Wer von außen undifferenziert Personalabbau 
in der Verwaltung fordert, der solle zunächst 

eigene Vorschläge zum Wegfall staatlicher 
Dienstleistungen unterbreiten, erklärte der 

NBB-Vorsitzende Friedhelm Schäfer, und riet 

zugleich, ein Vorschlag für den Wegfall von 
Steuerfahndung, Gewerbeaufsicht oder Le-

bensmittelüberwachung solle in einem solchen 
Vorschlag besser nicht enthalten sein, „wenn 

eine glaubwürdige Diskussion stattfinden soll“. 

Schäfer weiter: „Wir erwarten von der Landes-
regierung eine ergebnisoffene Aufgabenanaly-

se, die diesen Namen verdient und nicht nur 
als Rechtfertigung für unstrukturierten Perso-

nalabbau herhalten soll.“ Einzubeziehen seien 

weitergehende Überlegungen etwa zur Verwal-
tungs- und Behördenstruktur in Niedersachsen. 

Schäfer erneuerte das Angebot des NBB zur 
Mitarbeit. 

(09/48/14) 

 
 
Mitgliedsgewerkschaften des dbb einig in Ablehnung des Tarifeinheitsgesetzes 
 
(dbb) Das vom Bundeskabinett am 11. Dezember 2014 gebilligte Gesetz zur Tarifeinheit 

stößt auch bei  Mitgliedsgewerkschaften des dbb auf einhellige Ablehnung. So sprach der 

Verband Bildung und Erziehung (VBE) von einem „Generalangriff auf die Tarifautonomie“, 
die komba gewerkschaft kritisierte das „Tarifdiktat“, das sofort gestoppt werden müsse, 

als „Frontalangriff gegen alle Berufsgewerkschaften“ bezeichnete die Gewerkschaft Deut-
scher Lokomotivführer (GDL) das Gesetz. Auch die Deutsche Justiz-Gewerkschaft (DJG) 

erklärte, sie stelle sich hinter die mit der Tarifpluralität verbundenen verfassungsmäßigen 

Grundrechte. 

 
„Verpackung und Inhalt passen nicht zueinan-

der“, kommentierte VBE-Bundesvorsitzender 
Udo Beckmann die Entscheidung des Bundes-

kabinetts für den Gesetzentwurf. „Es wird ein 
Generalangriff auf die Tarifautonomie versucht 

und das im Grundgesetz verankerte Recht für 

jeden Deutschen ‚zur Wahrung und Förderung 
der Arbeitsbedingungen Vereinigungen zu 

bilden„ gravierend in Frage gestellt“, warnte 
Beckmann. Von einer Stärkung der gewerk-

schaftlichen Interessenvertretung könne nicht 

die Rede sein. „Wer versucht, den Grundge-
setz-Artikel 9 auszuhöhlen, will ganz offen-

sichtlich am demokratischen Rad drehen.“ 
 

Das geplante Gesetz zerstöre die Vielfalt der 
Gewerkschaftslandschaft, warnte Ulrich Silber-

bach, Bundesvorsitzender der komba gewerk-

schaft und stellvertretender Bundesvorsitzen-
der des dbb. Fachgewerkschaften seien für 

eine faire und professionelle Vertretung der 
Beschäftigten unverzichtbar. „In einer zuneh-

mend komplexer werdenden Arbeitswelt mit 

steigenden Anforderungen an jeden Beschäf-

tigten, kann eine effektive und effiziente Inte-
ressenvertretung nur gewährleistet werden, 

wenn fachspezifische Gewerkschaften für die 
individuellen Bedürfnisse einer konkreten Be-

rufsgruppe einstehen“, so Silberbach. „Eine 

Vielzahl an Gewerkschaften ist keinesfalls 
gleichbedeutend mit einer erhöhten Wahr-

scheinlichkeit an Streiks, wie die Regierung es 
gerne darstellt. Ihr sollte klar sein, dass der 

angestrebte gewerkschaftliche Einheitsbrei ein 

gefährlicher Irrläufer ist.“  
Sollte das Tarifeinheitsgesetz kommen, wäre 

ein Wettbewerb unter den Gewerkschaften de 
facto aufgehoben. „Wie in allen Bereichen sind 

es aber gerade Vielfalt und Wahlmöglichkeit, 
die eine Demokratie ausmachen, Wettbewerb 

und Konkurrenz sind belebend.“ 

 
Der GDL-Bundesvorsitzende und dbb Vize 

Claus Weselsky erklärte: „Die große Koalition 
will gegen alle verfassungsrechtlichen Beden-

ken genau die Gewerkschaften eliminieren, die 
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noch etwas bewirken.“ Berufsgewerkschaften 
hätten aufgrund ihres Organisationsgrades von 

75 bis 95 Prozent in den vergangenen Jahren 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen für ihre 

Mitglieder entscheidend verbessert. „In einem 

Betrieb von Nichtmitgliedern lassen sich solche 
Verbesserungen nicht erreichen. Nur durch die 

speziell zugeschnittene Interessenvertretung 
sind die Berufsgewerkschaften überhaupt so 

stark geworden. Genau deshalb wollen die 

Arbeitgeberlobbyisten uns an den Kragen.“ Die 
GDL werde zusammen mit ihrem Dachverband 

dbb und den anderen Berufsgewerkschaften 
alle Hebel gegen dieses Gesetz in Bewegung 

setzen, notfalls bis zum Bundesverfassungsge-

richt. Weselsky erinnerte daran, dass das Bun-
desarbeitsgericht bereits 2010 unmissverständ-

lich klargestellt habe, dass der Grundsatz der 

Tarifeinheit mit dem Grundrecht der Koalitions-
freiheit nicht vereinbar ist.  

 
Auch der Bundesvorsitzende der Deutschen 

Justiz-Gewerkschaft (DJG), Emanuel Schmidt, 

lehnte das Gesetz als „vorsätzliche Einschrän-
kung der verfassungsmäßig verankerten 

Grundrechte auf die freie Bildung und Wirkung 
von Gewerkschaften“ ab. Mit der DJG werde es 

eine Einschränkung des Streikrechts nicht ge-

ben, versicherte er. „Wir sind alle dazu aufge-
rufen, diese Grundrechte im Interesse unserer 

freien gewerkschaftlichen Arbeit für die Zu-
kunft zu bewahren und gegen jeden Angriff 

auf diese Freiheitsrechte mit allen rechtsstaat-

lichen Mitteln und mit wirksamen Protestaktio-
nen vorzugehen.“  

(10/48/14) 
 

 

GDL sieht Durchbruch im Tarifkonflikt mit der Deutschen Bahn  
 
(dbb) Die Deutsche Bahn (DB) hat in den Tarifverhandlungen am 17. Dezember 2014 in 

Berlin „den entscheidenden Hinderungsgrund für jeglichen Tarifabschluss aufgehoben“, 

wie die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) im Anschluss mitteilte. „Sie hat 
ihre Vorbedingung zur Tarifeinheit im Unternehmen vom Tisch genommen.“ Nun könne 

die GDL für ihre DB-Mitglieder der fünf Berufsgruppen Lokomotivführer/ Lokrangierfüh-
rer, Zugbegleiter, Bordgastronomen, Instruktoren/Trainer und Disponenten spezifische 

Tarifverträge schließen. „Die Deutsche Bahn hat damit erstmals unsere grundgesetzlich 
verbriefte Koalitionsfreiheit anerkannt. Erreicht haben diesen Meilenstein unsere Mitglie-

der mit ihrer Kampfbereitschaft und ihrer Solidarität“, so der GDL-Bundesvorsitzende und 

dbb Vize Claus Weselsky. 

 
Erstmals vereinbarte die GDL einen Tarifver-

trag für ihre Mitglieder des DB-Zugpersonals. 
Sie erhalten sie eine Einmalzahlung von 510 

Euro für das zweite Halbjahr 2014. 
 

Mit der Aufgabe der Vorbedingung der Tarif-

einheit hat auch die GDL Kompromissbereit-
schaft gezeigt. Zu den Verhandlungen im Ja-

nuar ist die GDL bei ihren Forderungen zur 
Arbeitszeit und neuen Entgeltstufen daher auf 

die DB zugegangen. Sie fordert nun nicht mehr 

eine Arbeitszeitverkürzung um zwei, sondern 

nur noch um eine Stunde auf 38 Stunden pro 

Woche. Gleichzeitig verlangt sie nur noch die 
Einführung einer weiteren Entgeltstufe nach 30 

Jahren Berufserfahrung. Weselsky: „Damit 
kommen wir der DB in einer harten Tarifausei-

nandersetzung einen großen Schritt entgegen.“  

 
Die nächsten Verhandlungen finden am 19. 

Januar in Berlin und am 28. Januar 2015 in 
Frankfurt am Main statt.  

(11/48/14) 

 

 
 
DPhV besorft über Rückgang der bildungsbezogenen Auslandsaufenthalte 
 

(dbb) Mit Besorgnis beobachtet der Deutsche Philologenverband die Entwicklung bei den 
Auslandsaufenthalten von Schülern. Obwohl die Schülerzahlen in der Sekundarstufe und 

der gymnasialen Oberstufe in den letzten Jahren nochmals deutlich angestiegen sind, sei 
die Zahl der mindestens dreimonatigen Auslandsaufenthalte in den letzten Jahren deut-

lich rückläufig, so der DPhV-Bundesvorsitzende Heinz-Peter Meidinger bei einer Veran-
staltung in Berlin, und zwar von über 16 000 (2010) auf inzwischen unter 14 000. 
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Gleichzeitig zeige sich laut einer aktuellen In-

formation des BiB (Bundesinstituts für Bevölke-

rungsforschung), dass bei diesen Auslandsauf-
enthalten Kinder aus Elternhäusern mit aka-

demischem Hintergrund mehr als doppelt so 
häufig vertreten sind wie Kinder von Nichtaka-

demikern. 
 

Unschätzbare Vorteile eines Auslands-

schuljahres 
 

"In einer globalisierten Welt ist es ein un-
schätzbarer Vorteil, bereits während seiner 

Schulzeit Auslandserfahrungen gesammelt zu 

haben, nicht nur wegen der Möglichkeit, 
Fremdsprachen perfekt zu erlernen, sondern 

auch wegen der kulturellen und für die Persön-
lichkeitsentwicklung wichtigen Erfahrungen. 

Gleichzeitig wird beim Übergang von der Schu-
le bzw. Hochschule ins Berufsleben immer 

mehr Wert auf Zusatzqualifikationen zum Abi-

tur und Studium Wert gelegt, insbesondere auf 
Auslandsaufenthalte. Es ist nicht hinnehmbar, 

dass diese Chance schulischer Auslandsaufent-
halte von immer weniger Schülern genutzt 

werden kann, vor allem von immer weniger 

Schülern aus bildungsfernen Schichten", be-
tonte der Verbandsvorsitzende. 

 

Forderung nach staatlichen Stipendien 

 
Als Gründe für den Rückgang nannte Meidin-

ger zum einen die Tatsache, dass nicht ausrei-
chend Stipendien für solche Schüler zur Verfü-

gung stünden, deren Eltern sich die Kosten 
eines Auslandsschuljahres nicht leisten könn-

ten. "Wir halten es für erforderlich, dass jedem 

Gymnasium, jeder weiterführenden Schule von 
den Bundesländern eine Anzahl von Auslands-

Stipendien zur Verfügung gestellt wird, über 
die die Schulleitung nach Sozial- und Leis-

tungskriterien entscheiden kann. Davon sind 

wir aber weit entfernt." 
Eine weitere Ursache des Rückgangs sieht der 

DPhV-Vorsitzende in der engen Taktung des 
achtjährigen Gymnasiums, das einen längeren 

Auslandsaufenthalt ohne Verlust eines Schul-
jahres nur unzureichend zulasse. Meidinger 

begrüßte in diesem Zusammenhang die An-

kündigung des bayerischen Kultusministeri-
ums, Schülern in einer entschleunigten Mittel-

stufe für einen Auslandsaufenthalt mehr Zeit 
und Raum zu geben. 

(12/48/14) 

 

 
Lehrerverbände kritisieren Chancenspiegel  
 
(dbb) Der jüngste, von der Bertelsmann-Stiftung vorgestellte Chancenspiegel ist nach 
Auffassung des deutschen Philologenverbandes (DPhV) nicht geeignet, Qualitätsaussagen 

über Bildungssysteme der Länder zu treffen. Kritik kam auch vom Bundesverband der 

Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen (BLBS).  

 
Der DPhV-Bundesvorsitzende Heinz-Peter Mei-
dinger bezweifelte die Aussagekraft und die 

Konzeption der Studie. Kriterien und Methodik 
seien höchst umstritten, so der Verbandschef 

am 11. Dezember 2014 in Berlin. Insbesondere 
sei der Versuch, regionale Unterschiede bei der 

Bildungsbeteiligung und bei Drop-out-Quoten 

direkt dem jeweiligen Schulangebot zuzu-
schreiben, unsinnig. „Der Chancenspiegel spie-

gelt nicht die Chancengerechtigkeit bezie-
hungsweise -ungerechtigkeit wider, sondern er 

spiegelt nur etwas vor, nämlich einen objekti-

ven Bewertungsmaßstab für die Bildungssys-
teme der Länder zu haben.  Das ist aber trotz 

eines beeindruckenden Tabellen- und Dia-
grammaufwands nicht der Fall“, so Meidinger. 

Der Bundesvorsitzende des BLBS Eugen Strau-
binger kritisierte, dass beim Indikator „Durch-

lässigkeit“ die pädagogische Arbeit der berufli-
chen Oberschulen und Gymnasien ausgeblen-

det und mit dem Abitur an den Gymnasien in 
einen Topf geworfen sei. Beim Indikator „Zerti-

fikatsvergabe“ werde das Abitur an den Gym-

nasien ebenfalls überbewertet. Auch hier sei 
die berufliche Bildung mit ihren Abschlüssen 

„Meister“ und „Techniker“ an den beruflichen 
Fachschulen vollends vergessen worden. 

Straubingers Frage: „Hat die Bertelsmann-

Stiftung den Bildungsdurchblick verpasst?“  
(13/48/14) 
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Namen und Nachrichten 

 

(dbb) „Die jungen Beschäftigten, die sich für 

den öffentlichen Dienst entschieden haben, 

brauchen ein deutliches Signal der Anerken-
nung. Dazu gehören neben einem spürbaren 

Plus im Portemonnaie auch nachhaltige Wert-
schätzung und Perspektiven.“ Das sagte dbb 

jugend-Chefin Sandra Kothe zur Forderung 

für die Einkommensrunde 2015. „Die unwürdi-
ge Befristungspraxis und das Zukunftsängste 

schürende Übernahme-Roulette müssen ein 
Ende haben, deswegen fordern wir weiterhin 

die dauerhafte Übernahme der jungen Kräfte, 
die wir so dringend brauchen“, so Kothe am 

18. Dezember 2014.  

 
Zu einem Generationengespräch haben sich 

am 12. Dezember 2014 in Berlin die Spitzen 
von dbb jugend und dbb bundesfrauenvertre-

tung getroffen. Schnell kristallisierte sich bei 

dem Austausch, an dem für die dbb jugend 
Vorsitzende Sandra Kothe und ihre Stellver-

treterin Liv Grolik teilnahmen, heraus, dass es 
in der gewerkschaftspolitischen Arbeit viele 

Schnittmengen und gemeinsame Interessen 

gibt: So sind die Themen Demografischer 
Wandel, Generationengerechtigkeit und 

Diversity Dauerbrenner auf der politischen 
Agenda sowohl der dbb jugend als auch der 

dbb bundesfrauen-vertretung. Helene Wild-
feuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenver-

tretung: „Mit unserem Flyer ‚Junge Frauen 

stark im öffentlichen Dienst„ und der gleichna-
migen Homepage bieten wir bereits jungen 

Frauen Informationen rund um Beruf, Ehren-
amt und Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Dabei haben wir bereits erfolgreich mit der dbb 

jugend zusammengearbeitet. Das werden wir 
auch in Zukunft tun und uns gemeinsam mit 

der dbb jugend noch intensiver und enger für 
die Belange junger Frauen einsetzen.“ Geplant 

sind weitere Generationengespräche, insbe-
sondere zu den Schwerpunkten Mitgliederge-

winnung, Gender Pay Gap und Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie.  
Sachsen-Anhalts Finanzminister Jens Bullerjahn 

bleibt Vorstandsvorsitzender der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL). Die Mitglieder-

versammlung hat ihn am 15. Dezember 2014 

wiedergewählt. Der Vorsitzende des dbb sach-
sen-anhalt, Wolfgang Ladebeck, gratulierte 

Bullerjahn zu seiner Wiederwahl und sagte mit 

Blick auf die Einkommensrunde der Länder 

2015: „Ich bin überzeugt, dass mit Herrn 
Bullerjahn als Verhandlungsführer der Länder 

am Ende der im Februar nächsten Jahres be-
ginnenden Einkommensrunde ein für beide 

Seiten akzeptables Ergebnis stehen wird.“ 

Bullerjahn habe ihm gegenüber bereits erklärt, 
dass er sich vorstellen könne, ein moderates 

Tarifergebnis wieder zeit- und inhaltsgleich auf 
die Beamtinnen und Beamten in Sachsen-

Anhalt zu übertragen, so Ladebeck.  
 

Die Finanzämter in Deutschland richten sich 

auf einen Massenansturm nach Weihnachten 
ein. Der “Bild” (Ausgabe vom 11. Dezember 

2014) sagte der Vorsitzende der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft und dbb Vize Thomas 

Eigenthaler: „Wir erwarten, dass vor allem in 

Finanzämtern in den Städten doppelt so viel 
los ist wie sonst üblich.” Besonders groß dürfte 

der Andrang nach Eigenthalers Worten am 29. 
und am 30. Dezember sein. Grund dafür sei, 

dass für viele Steuerzahler die Frist zur Abgabe 

ihrer Erklärung am 31. Dezember ende. Au-
ßerdem nutzen viele Bundesbürger die Weih-

nachtsferien, um „ihre Finanzen zu regeln und 
die Steuererklärung zu erledigen”, sagte Eigen-

thaler. 
 

„Eine Lockerung des Kooperationsverbots für 

den Hochschulbereich kann nur ein erster 
Schritt sein.“ Das erklärte der Bundesvorsit-

zende des Verbandes Bildung und Erziehung 
(VBE), Udo Beckmann, aus Anlass der Bun-

desratssitzung am 19. Dezember 2014. „Bund 

und Länder müssen für den gesamten Bil-
dungsbereich auf Augenhöhe kooperieren. Eine 

Politik der Bittstellerei kann und darf keine 
Perspektive sein, um die Inklusion, den 

Ganztag und auch die Herausforderungen digi-
taler Bildung zu meistern.“ Die Qualität des 

öffentlichen Bildungswesens müsse von Bund, 

Ländern und Kommunen gemeinsam geschul-
tert werden. Vor diesem Hintergrund sollten 

mögliche Wege eines Kooperationsgebots für 
den gesamten Bildungsbereich ausgelotet wer-

den, so Beckmann. 

(14/48/14) 
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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

wir wünschen Ihnen und Ihren Lieben ein geruhsames Weihnachtsfest und ei-
nen guten Start in das neue Jahr. 

 
Die nächste Ausgabe des dbb aktuell erscheint am 15. Januar 2015. 

 
Die Redaktion 

 

 


